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Entscheidungsbesprechung 

§ 9 Abs. 2b Bundesfernstraßengesetz, § 2 EEG, in die Anbaube-
schränkungszone einer Bundesautobahn hineinragende WEA 

OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 16. Juli 2024 – 7 A 7/241

1 Nach der mit Wirkung vom 29. Dezember 2023 eingeführten Regelung in § 9 Abs. 2b Sätze 1 bis 3 FStrG ist das Zustim-
mungserfordernis zwischenzeitlich entfallen, weil § 9 Abs. 2 FStrG nicht mehr gilt für Windenergieanlagen, wenn nur deren 
Rotor in die Anbaubeschränkungszone hineinragt; die Genehmigungsbehörde hat in einem solchen Fall nunmehr lediglich 
noch eine Stellungnahme der obersten Landesstraßenbaubehörde und – bei Bundesfernstraßen in der Verwaltung des 
Bundes – des Fernstraßen-Bundesamtes einzuholen. (Rn. 30) 

2 Mit dem neuen § 9 Abs. 2b FStrG wollte der Gesetzgeber eine gewisse Gewichtsverschiebung im Sinne einer weiteren Stär-
kung des für Windenergieanlagen geltenden Vorrangprinzips auch im fernstraßenrechtlichen Kontext vornehmen. (Rn. 33) 

3 Einzelfall der Verträglichkeit einer in die Anbaubeschränkungszone einer Bundesautobahn hineinragenden Windenergie-
anlage. (Rn. 33, 40, 55, 67) 

 
(Orientierungssätze) 

Hintergrund der Entscheidung 
Die Klägerin (Unternehmen der Windenergiebranche) beantragte im April 2020 bei dem Beklagten (Genehmigungsbehörde) die Ertei-
lung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung für eine Windenergieanlage (WEA). Der Standort der Anlage (Turm) sollte sich 
in einem Abstand von ca. 110 m vom Fahrbahnrand der A 12 befinden; die Rotorblattspitzen hätten bis ca. 41 m an den Fahrbahn-
rand herangereicht. Im Bundesverkehrswegeplan 2030 ist für die A 12 in der Kategorie „Neue Vorhaben - Weiterer Bedarf mit Pla-
nungsrecht (WB*)“ ein Ausbau auf sechs Fahrstreifen avisiert. Der Beklagte lehnte den Genehmigungsantrag mit Hinweis auf die Ver-
sagungen durch den Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg und das Fernstraßenbundesamt ab. Zur Begründung führten sie ein-
heitlich aus, das Vorhaben würde die Sicherheit und Leichtigkeit des überregionalen Verkehrs auf der A 12 beeinträchtigen. Es be-
stünde u. a. die Gefahr, dass Eisstücke von den Rotorblättern auf die Fahrbahn geraten könnten. Mit Bescheid vom 17. Juni 2021 
lehnte der Beklagte den Genehmigungsantrag ab. Am 13. Juli 2021 erhob die Klägerin gegen diesen Widerspruch, über den bislang 
nicht entschieden wurde. Am 23. August 2021 erhob die Klägerin die (Untätigkeits-)Klage, über die das Gericht im vorliegenden Urteil 
entschied. 

Inhalt der Entscheidung 
Die Untätigkeitsklage (§ 14a BImSchG) hatte Erfolg. (Rn. 22, 26) Sie sei als Fall der sog. steckengebliebenen Genehmigungsverfahren 
als Bescheidungsklage mit der beschränkten Verpflichtung des Beklagten zur bloßen Bescheidung des Genehmigungsantrags zuläs-
sig. (Rn. 24) 

Durch die Einführung des § 9 Abs. 2b Satz 1-3 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) hatte sich die Rechtslage zum maßgeblichen Zeit-
punkt der mündlichen Verhandlung geändert. (Rn. 28) Ursprünglich habe die Genehmigungserteilung gemäß § 9 Abs. 2 FStrG der 
Zustimmung des Bundesamtes bedurft, weil das Vorhaben der Klägerin längs einer Bundesautobahn in der sog. Anbaubeschrän-
kungs- oder erweiterten Schutzzone (40-100m) lag. Die Zustimmungsbedürftigkeit sei schon dann ausgelöst worden, wenn einzelne 
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Bauteile – wie hier die Rotorblätter der geplanten WEA – in den Luftraum über dem Schutzstreifen ragten. Nach der mit Wirkung vom 
29. Dezember 2023 eingeführten Regelung in § 9 Abs. 2b Sätze 1-3 FStrG sei das Zustimmungserfordernis zwischenzeitlich entfal-
len, weil § 9 Abs. 2 FStrG danach nicht mehr für WEA gelte, wenn nur deren Rotor in die Anbaubeschränkungszone hineinrage; die 
Genehmigungsbehörde habe in einem solchen Fall nunmehr lediglich noch eine Stellungnahme der obersten Landesstraßenbaube-
hörde und – bei Bundesfernstraßen in der Verwaltung des Bundes – des Bundesamtes einzuholen. (Rn. 30) 
Materiell-rechtlich seien nach der neuen Regelung die in § 9 Abs. 3 FStrG sowie in § 2 EEG genannten Belange zu beachten. (Rn. 30) 

Aus Sicht des Gerichts standen straßenrechtliche Belange i. S. d. § 9 Abs. 3 FStrG der geplanten WEA nicht entgegen. (Rn. 31) 
Zunächst gelte auch für die Anwendung der neuen Regelung in § 9 Abs. 2b Satz 5 FStrG, dass behördliche Entscheidungen der vollen 
gerichtliche Kontrolle unterliegen und den Behörden kein Beurteilungs- oder Ermessensspielraum zustünde. (Rn. 32) Inhaltlich habe 
der Gesetzgeber mit der Regelung eine gewisse Gewichtsverschiebung im Sinne einer weiteren Stärkung des für WEA geltenden Vor-
rangprinzips auch im fernstraßenrechtlichen Kontext vorgenommen. Eine dahingehende Verlagerung der Akzente ließe sich tenden-
ziell bereits dem in § 9 Abs. 2b Satz 1 FStrG vorgesehenen Wegfall des Zustimmungsbedürfnisses aus § 9 Abs. 2 FStrG für WEA ent-
nehmen, bei denen nur der Rotor in die Anbaubeschränkungszone hineinrage. Abgesehen davon zeige sich ein entsprechender Wille 
des Gesetzgebers klar in dem Verweis in § 9 Abs. 2b Satz 5 FStrG auf § 2 EEG nebst der dazu gehörigen Gesetzesbegründung1. 
(Rn. 33) 
Weiterhin scheitere die Genehmigungserteilung nicht an Ausbauabsichten für die A12. Denn diese haben keinen Planungsstand er-
reicht, der im Rahmen des § 9 Abs. 3 FStrG als beachtlich angesehen werden könne. Eine bereits „verfestigte Straßenplanung“ liege 
nicht vor, da für Projekte der Kategorie „Neue Vorhaben - Weiterer Bedarf mit Planungsrecht WB*“ Investitionsmittel voraussichtlich 
erst nach 2030 zur Verfügung stünden. (Rn. 34 ff.)2 Auch eine Nennung im Bedarfsplan für Bundesfernstraßen ändere für sich ge-
nommen daran nichts. (Rn. 38) Nach § 9 Abs. 3 FStrG sei darüber hinaus zu prüfen, ob eine Zustimmungs- bzw. Genehmigungsversa-
gung wegen der Ausbauabsichten „nötig“ sei, was eine Abwägungsentscheidung erfordere. Für die Prüfung nach § 9 Abs. 2b Satz 5 
i. V. m. Abs. 3 FStrG gelte nichts grundlegend anderes. Im Gegenteil: § 9 Abs. 2b Satz 5 FStrG gebe mit seiner Erwähnung nicht nur 
der Belange des § 9 Abs. 3 FStrG, sondern auch derjenigen des § 2 EEG sowie dem Erfordernis, dass diese Belange „zu beachten“ 
seien, umso mehr Anlass für eine Abwägung. Dies zugrunde gelegt wäre vorliegend selbst bei einer Bejahung von Ausbauabsichten 
nicht erkennbar, dass diesen zwingend der Vorrang einzuräumen wäre. (Rn. 39) 
Schließlich erkannte das Gericht auch keine Gefährdung bzw. Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der  
A 12. (Rn. 40) Derartige Gefahren kämen bei WEA vor allem aufgrund von drei Risiken in Betracht: dem Abwerfen oder Herabfallen 
von Eis, Havariefällen mit herabstürzenden Anlagenteilen, Turmbruch oder Ein- bzw. Umsturz der Anlage sowie optischen Beein-
trächtigungen durch Schattenwurf, Lichtreflexionen etc. (Rn. 42 ff.) Es ließen sich keine beachtlichen Gefahren durch Eiswurf oder 
Eisfall feststellen, die nicht durch Nebenbestimmungen insbesondere zu geeigneten technischen Vorkehrungen auf ein verträgliches 
Maß reduziert werden könnten. Insoweit kämen vor allem Regelungen zur Aus- oder Nachrüstung mit Eiserkennungssystemen bzw. 
einer Abschaltautomatik sowie einer Rotorblattheizung in Betracht. Nach der Gesetzesbegründung zu dem neuen § 9 Abs. 2b FStrG 
sehe der Gesetzgeber bei den unter die Regelung fallenden WEA in der Anbaubeschränkungszone die Möglichkeit, durch derartige 
Nebenbestimmungen auch den straßenrechtlichen Belangen des § 9 Abs. 3 FStrG Rechnung zu tragen. (Rn. 46ff.) Wegen der hohen 
Bedeutung der potenziell gefährdeten Rechtsgüter und möglicher weitreichender Schadensfolgen bei WEA-Standorten in unmittelba-
rer Nähe zu mehr oder weniger stark frequentierten Straßen sei gleichwohl ein besonderes Augenmerk auf die Prüfung einer beacht-
lichen Gefährdung der Verkehrsteilnehmer zu legen. § 9 Abs. 2b FStrG führe weder zu einem „Automatismus“ der Genehmigungser-
teilung noch zu einer Erhöhung der Risikoakzeptanz. Umstände und Risikoanalyse im Einzelfall seien maßgeblich. (Rn. 48) Sofern 
passende Nebenbestimmungen festgelegt würden, könne dem Vorhaben zudem nicht entgegengehalten werden, dass es den Ver-
kehr im Rahmen von Havarien durch einen Turmbruch etc. gefährden könne. (Rn. 55 ff.) Auch optische Beeinträchtigungen hinderten 
die Genehmigung nicht. (Rn. 63 ff.) 

Fazit 
Das OVG Berlin-Brandenburg hat mit seinem Urteil dem überragenden öffentlichen Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energien 
nach § 2 EEG in erheblichem Maße Rechnung getragen. Das Gericht stellt hierzu fest, dass der Gesetzgeber mit dem neuen 
§ 9 Abs. 2b FStrG eine gewisse Gewichtsverschiebung im Sinne einer weiteren Stärkung des für WEA geltenden Vorrangprinzips auch 
im fernstraßenrechtlichen Kontext vorgenommen hat. (Rn. 33) 
Insoweit hat das Gericht in verfahrensrechtlicher Hinsicht den Wegfall des Zustimmungserfordernisses gem. Satz 1 angewendet, 
_____________________________________________________________________________________________________________ 
1  BT-Drs. 20/6879, S. 55. 
2  vgl. Bundesverkehrswegeplan 2030, S. 12. 
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wonach die Absätze 2 und 2a nicht für WEA gelten, wenn nur deren Rotor in die Anbaubeschränkungszone hineinragt. (Rn. 30) Zudem 
hat der Senat konsequent § 9 Abs. 2b FStrG umgesetzt, der in Satz 5 ausdrücklich die Beachtung der in § 2 EEG genannten Belange 
verlangt. Die Anwendung der neuen Regelung in § 9 Abs. 2b FStrG unterliegt - wie das OVG richtigerweise klarstellt – der vollen ge-
richtlichen Kontrolle. (vgl. Rn. 32) Schließlich stellte das OVG fest, dass im Rahmen der Prüfung des § 9 Abs. 2b Satz 5 i. V. m. 
Abs. 3 FStrG, die Frage, ob die Genehmigungserteilung an Ausbauabsichten scheitere, eine Abwägungsentscheidung erfordere. 
(Rn. 39) Damit wurde ein weiterer Anwendungsfall identifiziert, in dessen Rahmen § 2 EEG berücksichtigt werden muss. Zu beachten 
ist allerdings, dass die Bezugnahmen auf § 2 EEG durch das OVG jeweils nur ergänzend („unbeschadet dessen“ Rn. 33) bzw. hilfs-
weise („selbst bei einer Bejahung von Ausbauabsichten nicht erkennbar" Rn. 39) erfolgten. Dies stellte das BVerwG in seinem Be-
schluss zur Nichtzulassungsbeschwerde des Beklagten fest, weshalb es die grundsätzliche Bedeutung der Frage, ob 
§ 9 Abs. 2b FStrG, § 2 EEG so zu verstehen sei, dass die in § 2 EEG vorgesehene Gewichtsverschiebung und Verlagerung der Akzente 
für WEA auch gegenüber Leib und Leben der Verkehrsteilnehmer in § 9 FStrG gelte, mangels Entscheidungserheblichkeit ablehnte.3 

Positiv hervorzuheben ist, wie strukturiert das Gericht insbesondere die straßenrechtlichen Tatbestandsvoraussetzungen abprüft. 
Das Urteil zeigt zudem, wie bestimmten Risiken durch Nebenbestimmungen begegnet werden kann. Das OVG bestätigt unter ande-
rem die Einschätzung der obergerichtlichen Rechtsprechung, dass die von WEA ausgehenden Risiken bei Eisbildung regelmäßig 
durch Nebenbestimmungen insbesondere zu geeigneten technischen Vorkehrungen auf ein verträgliches Maß reduziert werden kön-
nen. (Rn. 47) In Bezug auf die Wirkung des Urteils in der Praxis ist jedoch auch anzumerken, dass es für die Betreiber bei der Festle-
gung und Ausgestaltung von Nebenbestimmungen wichtig ist, dass die betroffenen WEA noch wirtschaftlich betrieben werden kön-
nen. 

Der Volltext der Entscheidung kann kostenfrei im Internet abgerufen werden unter:  
https://gesetze.berlin.de/perma?d=NJRE001586878  
 
Diese Entscheidungsbesprechung ist im Rundbrief Windenergie und Recht 1/2025 erschienen.  

 

_____________________________________________________________________________________________________________ 
3  BVerwG, Beschl. v. 21.2.2025 – 7 B 30.24, Rn. 4,5. 
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